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Antrag 

der Abgeordneten Monika Knoche, Marieluise Beck (Bremen), Annelie 
Buntenbach, Andrea Fischer (Berlin), Irmingard Schewe-Gerigk, Marina Steindor 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Grundsätze zur gesetzlichen Regelung der Berufe der Psychologischen 
Psychotherapie und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Vor 25 Jahren begann die große Psychiatriereform in Deutschland. 
Ein wichtiges Ziel dabei war eine humane und qualifizierte psy- 
chotherapeutische Versorgung im stationären und ambulanten Be- 
reich zu garantieren. Insbesondere im Bereich der ambulanten psy- 
chotherapeutischen Versorgung sind allerdings die erkannten 
Reformnotwendigkeiten bisher noch nicht zufriedenstellend um- 
gesetzt worden. In den siebziger Jahren wurde in Deutschland die 
Stigmatisierung und Unterversorgung von psychisch Kranken ins 
Bewußtsein gerückt. Damit konnte der Weg in die gemeindenahe 
Sozialpsychiatrie geöffnet werden. Interdisziplinäre Therapiefor- 
men im stationären Bereich, die alle Heil- und Sozialberufe um- 
fassen, waren gewollt und stellen heute die Voraussetzung für eine 
gleichstellende Gesundheitsversorgung psychisch kranker Men- 
schen dar. Ein entsprechender Ausbau einer gleichgearteten am- 
bulanten Versorgung konnte bislang noch nicht erreicht werden. 
Krankenhausaufenthälte zu verkürzen oder zu verhindern, wie 
überhaupt die Psychotherapie im allgemeinen Gesundheitsver- 
sorgungsangebot ausreichend zu verankern, erfordert kontinuier- 
liche Reformanstrengungen. 

Dazu gehört, die gesetzlichen Grundlagen zu schaffen, die die Be- 
rufe der psychologischen Psychotherapie regeln sollen. Denn der 
jetzige Zustand beeinträchtigt die allgemeine psychotherapeuti- 
sche Gesundheitsversorgung und benachteiligt die psychologi- 
sche Psychotherapie gegenüber der ärztlichen Psychotherapie. 

Zwei Anläufe zur berufsrechtlichen und sozialrechtlichen 
Regelung der Berufe scheiterten 1978 und 1994. In der 12. Legis- 
laturperiode war die Bundesregierung nicht bereit, den Bundes- 
ratsentwurf - eingebracht von den Ländern Hessen und Nordrhein- 
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Westfalen - zu übernehmen, obwohl dieser in Fragen der Gleich- 
stellung der Berufsstände und in der Gleichstellung von psychisch 
Erkrankten mit somatisch Erkrankten wichtige Grundlagen legte. 
Die Bundesregierung blockierte insbesondere durch ihr Beharren 
auf Selbstbeteiligung eine Lösung. 

Doch gerade eine Selbstbeteiligung widerspricht dem Ziel für be- 
nachteiligte Personen im Gesundheitswesen eine angemessene 
Versorgung zu sichern. 

Eine aktuelle Zuspitzung erhält die Notwendigkeit zu einer ge- 
setzlichen sozial- und berufsrechtlichen Regelung durch die ge- 
genwärtigen Abrechnungsprobleme der psychologischen Psycho- 
therapeutinnen und Psychotherapeuten. Das Bundesministerium 
für Gesundheit hat seit September 1996 Druck auf die Kranken- 
kassen ausgeübt, nur noch die gesetzlich im Leistungskatalog 
aufgeführten Pflichtleistungen der Gesundheitsversorgung zu 
finanzieren. Freiwillige Leistungen, wie Psychotherapie auf 
Kostenerstattungsbasis sie darstellen, seien „zurückzuführen", 
verlangte das Bundesministerium für Gesundheit. 

Des weiteren ist durch die Entscheidung des Essener Landgerich- 
tes im Oktober 1996 zur Kostenerstattung der psychologischen 
Psychotherapie durch gesetzliche Krankenkassen ein starker Ver- 
drängungswettbewerb ausgelöst worden, der die in der Kostener- 
stattung arbeitenden Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu- 
ten in ihrer Existenz bedroht. Die psychotherapeutische 
Versorgung auf Basis der Kostenerstattung macht in etwa die Hälf- 
te der Behandlungsangebote aus. Die Leidtragenden einer solchen 
Politik sind die Patientinnen und Patienten, da ihnen dann ad- 
äquate und qualifizierte Behandlungen durch Psychotherapeutin- 
nen und Psychotherapeuten fehlen werden. Tausende Patientin- 
nen und Patienten mit psychischen oder psychosomatischen 
Störungen müssen unvertretbar lange auf einen Behandlungsplatz 
warten. Die gesetzliche Regelung der Berufe der Jugendlichen- 
psychotherapie ist mehr als überfällig. Ein solches Gesetz muß zum 
Ziel haben, die bedarfsgerechte psychotherapeutische Versorgung 
zu gewährleisten sowie die psychologischen Psychotherapeutin- 
nen und Psychotherapeuten einschließlich der Kinder- und Ju- 
gendlichenpsychotherapeutinnen und -Psychotherapeuten be- 
rufsrechtlich abzusichern und ihre Leistungen sozialrechtlich zu 
garantieren. 

Für die qualitative Strukturierung des „grauen" Psychotherpie- 
marktes und die Einhaltung berufsethischer und berufsrechtlicher 
Grundsätze ist die eigenständige Verkammerung der Berufe der 
psychologischen Psychotherapie sowie Kinder- und Jugendli- 
chentherapie auf Länderebene am besten geeignet. Damit wird die 
Kontrolle der Berufsausübung durch die unmittelbare Staatsver- 
waltung auf die Kammer als Körperschaft des öffentlichen Rechts 
übertragen und die Staatsverwaltung entlastet sowie die Eigen- 
ständigkeit und die gesellschaftliche Verantwortung des Berufs- 
standes gefördert. In den letzten Jahrzehnten entwickelte sich eine 
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ungeregelte Vielfalt auf dem „ freien Psychomarkt " , die Anlaß gibt, 
seelisch Kranke vor den Gefahren zweifelhafter „Psychoangebo- 
te" zu schützen. Dies bedarf einer Strukturierung der Psychothe- 
rapieangebote. 

Um zu einer vertretbaren Abgrenzung von den den Heilpraktike- 
rinnen- und Heilpraktikerberufen zugeordneten Verfahren zu 
kommen, - die als freiwillige Leistungen verschiedener Einzel- 
krankenkassen erstattungsfähig sind und solchen Verfahren, die 
zu privat zu finanzierenden Angeboten von bisher nicht nachge- 
wiesener wissenschaftlicher Qualität in nicht berufsrechtlich gesi- 
cherten psychologischen Praxen gehören - sind im Interesse der 
Patientinnen und Patienten verbindliche Kriterien zur Qualitätssi- 
cherung unterschiedlicher Therapieeinrichtungen zu finden. 

Den Kammern der psychologischen Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten fällt die Aufgabe zu, in Richtlinien die Qualität 
der anzuwendenden Verfahren nach Stand der Wissenschaft zu 
bewerten. Nach den Grundsätzen der Weltgesundheitsorganisati- 
on besteht Gesundheit aus sozialem, seelischem und körperlichem 
Wohlbefinden. Dennoch werden in der bisherigen medizinischen 
Versorgung die psychosozialen und psychotherapeutischen 
Aspekte in der Gesundheitsversorgung nicht ausreichend berück- 
sichtigt, Psychotherapie wird oft als Luxusleistung verkannt oder 
ist mit Schwellenängsten belegt. Fast 30 % aller Patientinnen und 
Patienten, die Allgemeinärzte und -ärztinnen aufsuchen, leiden 
unter behandlungsbedürftigen psychischen und psychosomati- 
schen Erkrankungen. Aber nur etwa 3 bis 4 % werden als solche 
diagnostiziert. Patientinnen und Patienten mit diesen Krankheits- 
bildern werden durchschnittlich erst nach Ablauf von 7 Jahren ad- 
äquat diagnostiziert und behandelt. Die hohe Anzahl von etwa 
1,5 Millionen medikamentenabhängiger Personen weist ebenso 
auf große Defizite in der psychotherapeutischen Gesundheitsvor- 
sorge hin. 

Diese Defizite unterstreichen die Förderungswürdigkeit der Psy- 
chotherapie und die Notwendigkeit, Psychotherapie als Regellei- 
stung in den Leistungskatalog der Krankenkassen einzuführen. 

Qualifizierte Psychotherapie ist in der Lage, die Lebensqualität 
psychisch Erkrankter positiv zu verändern und die Krankheit zu 
überwinden. Ebenso bildet sie oftmals die Voraussetzung dafür, 
die Arbeitsfähigkeit psychisch kranker Menschen zu erhalten und 
ihr Verbleiben im eigenen sozialen Umfeld zu ermöglichen. Sie 
trägt positiv zur Verringerung von Krankenhausaufenthalten bei. 
Eine nicht sach- und personengemäße Behandlung von psycho- 
therapiebedürftigen Personen im Gesundheitssystem verschlech- 
tert die Gesundheitschancen psychisch Erkrankter. Falsche Medi- 
kamentisierung und die dadurch hervorgerufenen somatischen 
und psychischen Schäden stellen eine unvertretbare Gesund- 
heitsbelastung der Patientinnen und Patienten dar. Die Fehlbe- 
handlungen bzw. die Versorgungslücken belasten unmittelbar den 
Etat der Krankenkassen. Zudem verursachen sie beachtliche 
volkswirtschaftliche Folgekosten. 
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Durch die Aufwertung der psychologischen Psychotherapie und 
ihrer allgemeinen Aufnahme in den allgemeinen Leistungskata- 
log und ihre Gleichstellung mit somatischer Behandlung wird die 
Qualität der Gesundheitsversorgung insgesamt verbessert. 

Die Vergütungen psychotherapeutischer Leistungen haben aus 
den GKV-Mitteln für ambulante Versorgung zu erfolgen. Sie ste- 
hen in unmittelbarem Zusammenhang mit Aufwendungen für me- 
dizinisch-medikamentöse Leistungen. Die Gleichstellung psycho- 
therapeutischer Behandlung ermöglicht es, kostenintensive 
Fehlbehandlungen zu vermeiden, somatische und psychische Er- 
krankungen angemessen zu behandeln und unnötige Kostenbe- 
lastungen zu mindern. 

Für die Gesundheitsbedürfnisse von Frauen stellt die psychologi- 
sche Psychotherapie eine besonders wichtige Leistung dar. Zwei 
Drittel aller Patienten in psychosomatischen und psychotherapeu- 
tischen Einrichtungen sind weiblich. Laut Verschreibungsstatisti- 
ken werden Frauen doppelt so häufig Psychopharmaka verordnet 
wie Männern. Eine qualitative Verbesserung der psychothera- 
peutischen Versorgung und eine Ausrichtung an den spezifischen 
Lebenssituationen von Frauen würden ihren Gesundheitsbedürf- 
nissen Rechnung tragen. 

Darüber hinaus gibt es Benachteiligungen in der psychothera- 
peutischen Versorgung von z. B. Migrantinnen und Migranten, Er- 
taubten, Gehörlosen etc. Für Migrantinnen und Migranten z.B. 
bedeutet Psychotherapie in einer fremden Sprache eine große Be- 
lastung. 

Durch eine gesetzliche Regelung den Zugang zur Psychotherapie 
unter Arztvorbehalt zu stellen, würde bedeuten, daß das verbind- 
liche Reformziel die Gesundheitsversorgung psychisch Erkrank- 
ter qualitativ zu verbessern, nicht erreicht werden kann. Auch des- 
halb ist die berufsrechtliche Eigenständigkeit der psychologischen 
Psychotherapie neben den durch ärztliche Berufsgruppen er- 
brachten Leistungen zu sichern. Ein uneingeschränktes Direktzu- 
gangsrecht für alle Patientinnen und Patienten und der Verzicht 
der Unterordnung eines akademischen Heilberufes unter einen 
anderen muß Grundlage des Gesetzes sein. Die gegenseitige Kon- 
sultation der ärztlichen und psychologischen Profession wird da- 
durch nicht ausgeschlossen. Sinnvoll ist, daß diese von den Be- 
rufsständen selbst untereinander vereinbart werden. Gleichfalls 
würde eine Selbstkostenbeteiligung der Psychotherapiebedürfti- 
gen eine unzulässige Diskriminierung von seelisch Kranken ge- 
genüber somatisch Kranken darstellen. In Analogie zur Versor- 
gungssituation somatisch Kranker würde die Selbstbeteiligung bei 
Inanspruchnahme einer Psychotherapie die finanzielle Eigenbe- 
teiligung bei der Konsultation einer Ärztin oder eines Arztes be- 
deuten. Es ist daher im Interesse einer Gleichstellung aller kran- 
ker Menschen im Gesundheitssystem auf eine finanzielle 
Selbstbeteiligung in Gänze zu verzichten. 

Selbstkostenbeteiligung bei Psychotherapie würde zudem die am 
stärksten Unterversorgten zuerst aus dieser Heilbehandlung drän- 
gen. Das sind Ärmere, wirtschaftlich abhängige Frauen, kinder- 
reiche Familien und Ausländerinnen und Ausländer. Eine ganz- 
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heitliche und gleichstellende Gesundheitsversorgung basiert ge- 
rade darauf, den kulturellen und sozialen Zusammenhängen von 
seelischer Krankheit gerecht zu werden. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

in einem Gesetz die Berufe der Psychologischen Psychotherapeu- 
tinnen und Psychotherapeuten sowie der Kinder- und Jugendli- 
chenpsychotherapeutinnen und -therapeuten sozial- und berufs- 
rechtlich nach folgenden Maßgaben zu regeln: 

1. Gleichstellung von psychologischen und ärztlichen Psycho- 
therapeutinnen und -therapeuten 

Es sind die gesetzlichen Grundlagen für eine umfassende ei- 
genverantwortliche psychotherapeutische Tätigkeit der Psy- 
chologischen Psychotherapeutinnen und -therapeuten und der 
Kinder- und Jugendlichentherapeutinnen und -therapeuten im 
Sinne eines eigenständigen Heilberufes zu schaffen. Dabei 
muß nach dem Grundsatz verfahren werden, daß psychologi- 
sche und ärztliche Psychotherapeutinnen und Psychothera- 
peuten prinzipiell gleichgestellt werden. 

2. Bildung einer Kammer 

Zur qualitativen Strukturierung der Therapieangebote und zur 
berufsrechtlichen Absicherung der psychologischen Psycho- 
therapeutinnen und -therapeuten sowie der Kinder- und Ju- 
gendpsychotherapeutinnen und -therapeuten ist die Bildung 
von eigenen Kammern auf Länderebene zu ermöglichen. 
Durch die Verkammerung wird die Unabhängigkeit als be- 
rufsständische Körperschaft hergestellt, die für die wissen- 
schaftliche Anerkennung von psychotherapeutischen Verfah- 
ren notwendig ist. 

Einer aus den Länderkammern entstehenden Bundeskammer 
oder deren Beirat ist die Aufgabe zu übertragen, die Angbots- 
vielfalt zu strukturieren und die notwendige Orientierungshil- 
fe für psychotherapiebedürftige Personen im Angebotsspek- 
trum zu gewährleisten. 

Das Kammermodell fördert die Eigenständigkeit des Berufs- 
bildes und die gesellschaftliche Verantwortung des Berufs- 
standes. Die Kammerbildung bietet zugleich gute Vorausset- 
zungen für eine enge gleichberechtigte Zusammenarbeit aller 
akademischer Heilberufe bei der Behandlung der Patientinnen 
und Patienten. 

3. Psychologische Psychotherapie als Regelleistung 

Die ambulante psychologische Psychotherapie muß fest im Lei- 
stungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen als Regel- 
leistung verankert werden. Es muß allen Patientinnen und 
Patienten mit behandlungsbedürftigen psychischen und psy- 
chosomatischen Erkrankungen eine psychotherapeutische Be- 
handlung offen stehen. 
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4. Gleichstellung psychisch Kranker 

Psychisch Kranke und somatisch Kranke sind umfassend 
gleichzustellen. 

Versicherte müssen ohne Umwege eine direkten Zugang zu 
Psychotherapeutin oder Psychotherapeuten erhalten. Das Erst- 
zugangsrecht ist uneingeschränkt vorzusehen. Einer besonde- 
ren Abklärung mit dem Arzt oder Ärztin bedarf es nicht, sofern 
die Berufsstände es nicht vereinbart haben. Die wünschens- 
werte Kooperation von Ärztinnen und Ärzten und psychologi- 
schen Psychotherapeutinnen und -therapeuten und Kinder- 
und Jugendpsychotherapeutinnen und -therapeuten ist zwi- 
schen den Berufsständen selbständig zu regeln. 

5. Keine Selbstkostenbeteiligung 

Die psychotherapeutische Krankenbehandlung ist von Selbst- 
kostenbeteiligung freizuhalten, um eine Diskriminierung psy- 
chisch Kranker gegenüber somatisch erkrankten Personen zu 
verhindern. Psychotherapeutische Behandlung muß allen Ver- 
sicherten ohne Einschränkungen zugänglich sein. Studien be- 
legen, daß durch Zuzahlungen ein beträchtlicher Anteil der be- 
handlungsbedürftigen Patientinnen und Patienten von der 
psychotherapeutischer Gesundheitsversorgung ausgeschlos- 
sen werden. 

6. Qualifiziertes und pluralistisches Psychotherapieangebot 

Die gesetzliche Regelung muß zum Ziel haben, eine adäquate 
psychotherapeutische Krankenbehandlung durch ein qualifi- 
ziertes und pluralistisches Psychotherapieangebot (z. B. tiefen- 
psychologisch fundierte Psychoanalyse, Verhaltenstherapie, 
Gesprächstherapie, Gestalttherapie) zu gewährleisten. Es ist 
ein Angebot in der Gesundheitsversorgung psychisch er- 
krankter Personen bereitzustellen, welches die jeweilige Lei- 
stungsfähigkeit der Therapien bezogen auf die unterschiedli- 
chen Krankheitsbilder aufgreift. Die Angebote müssen auf die 
Lebenswirklichkeit abgestimmt sein und sich an den Bedürf- 
nissen und Erfordernissen der Betroffenen orientieren. 

7. Ansprüche an die Sicherstellung 

In Stadt, Land und in allen Regionen müssen den Patientinnen 
und Patienten die gleichen Möglichkeiten eingeräumt werden, 
Therapeutinnen und Therapeuten ihrer Wahl aufzusuchen und 
zwischen verschiedenen Therapierichtungen wählen zu kön- 
nen. Durch ein mancherorts bestehendes Versorgungsgefälle 
in diesem Sektor haben viele Patientinnen und Patienten fak- 
tisch kaum eine Chance, einen Therapeuten oder eine Thera- 
peutin ihrer Wahl zu finden. 

Es bedarf einer frauengemäßen Psychotherapie. Psychische 
Störungen von Frauen sind oft auf ihre frauenspezifischen Le- 
benszusammenhänge, ihre gesellschaftliche Diskriminierung 
zurückzuführen oder haben sexistische Ursachen. Eine frau- 
engerechte Psychotherapie soll die Wirkungszusammenhänge 
innerkultureller Diskriminierung und Gewalt reflektieren, und 
die wissenschaftlich anzuerkennenden und in den Regellei- 
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stungskatalog zu überführenden Therapieverfahren auf ihre 
Gültigkeit für Frauen prüfen und ein geeignetes Spektrum von 
geschlechterdiffenzierten Verfahren für Frauen sichern. Diese 
Geschlechterspezifik ist angemessen im Sicherstellungsauf- 
trag rrüteinzubeziehen. Die bisherige Benachteiligung von z. B. 
Ertaubten in der Psychotherapie und in bestimmten Verfahren 
dürfen nicht weiter verfestigt werden. Gleiches gilt für Aus- 
länderinnen und Ausländer. Diesen müssen an ihren Sprach- 
und Artikulationsmöglichkeiten ausgerichtete Therapien an- 
geboten werden. 

8. Ausbildungs- und Prüfungsordnung, Übergangsregelung 

Der Versorgungs- und Gleichstellungsanspruch muß in der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung sowie in den Übergangs- 
regelungen Berücksichtigung finden. Darüber hinaus müssen 
diese dem Ziel der Sicherung eines qualifizierten, pluralisti- 
schen Therapieangebots verpflichtet sein. 

Ausbildungsvoraussetzung zur psychologischen Psychothera- 
peutin oder zum Psychotherapeuten ist ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium der Psychologie. 

9. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 

Es bedarf keiner Einschränkung der Behandlung von jungen 
Erwachsenen in der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 
auf grundsätzlich nur bis 18jährige Patientinnen und Patien- 
ten. Dies ist aus medizinischer, sozialbiographischer und psy- 
chologischer Sicht nicht zu rechtfertigen. Auch für 21jährige 
junge Erwachsene muß im Bedarfsfall eine kinder- und ju- 
gendlichenpsychotherapeutische Versorgung zugänglich sein. 

Für die Ausbildung zur Kinder- und Jugendlichentherapeutin 
bzw. zum Kinder- und Jugendlichentherapeuten ist ein erfolg- 
reich abgeschlossenes Hochschulstudium der Psychologie, 
Pädagogik oder Sozialpädagogik als Voraussetzung erforder- 
lich. 

10. Bildung eines Bundesausschusses 

Es ist erforderlich, die psychologischen Psychotherapeutinnen 
und -therapeuten auch in Bezug auf die Krankenkassen den 
Ärztinnen und Ärzten gleichzustellen. Hierfür muß einer ei- 
genen Bundesvereinigung der psychologischen Psychothera- 
peutinnen und -therapeuten und Kinder- und Jugendlichen- 
psychotherapeutinnen und -therapeuten die Möglichkeit 
eingeräumt werden, im Rahmen eines Bundesausschusses 
eigenständig mit den Krankenkassen über die Honorierung, 
über die psychotherapeutisch behandlungsbedürftigen Krank- 
heiten und den dazu erforderlichen Verfahren (Zulassung als 
Richtlinienverfahren) zu verhandeln. 

11. Anpassung der Richtlinien an den Stand der Wissenschaft 

Bei der Neueinsetzung eines Bundesausschusses psychologi- 
scher Psychotherapeutinnen und -therapeuten sowie Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -therapeuten 
und Krankenkassen sind die Psychotherapie-Richtlinien dem 
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Stand der psychologisch-wissenschaftlichen Forschung und 
den Erkenntnissen aus der psychologischen Praxis anzuglei- 
chen. Bei den Verhandlungen über die Richtlinien muß ein Aus- 
gleich für die bei der Psychotherapie Benachteiligten (z.B. 
Gehörslose, Ertaubte und Migrantinnen und Migranten) mit- 
einbezogen werden. 


Bonn, den 24. Juni 1997 

Monika Knoche 
Marieluise Beck (Bremen) 
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Irmingard Schewe-Gerigk 
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